




Heidemarie SCHRODT 
Zehn Thesen zur Schulpartnerschaft 

Der Begriff Schulpartnerschaft hat sich außerhalb der schulpolitischen Diskussion längst 
durchgesetzt, doch er ist zum Schlagwort unbestimmten Inhalts verkommen, während die In- 
tegration von SchülerInnen und Eltern in die schulischen Entscheidungsprozesse seit dem In- 
krafttreten des Schulunterrichtsgesetzes nicht sehr vorangekommen ist. Im folgenden sollen 
anhand einiger Thesen die Problematik schlaglichtartig beleuchtet sowie Ansatzpunkte fur 
Lösungen skizziert werden. Die Thesen intendieren nichts anderes, als Anstoß zur Dis- 
kussion zu sein und Anregungen für Veränderungen zu bieten. Schulpartnerschaft meint in 
diesem Zusammenhang nur die Mitbestimmungsmöglichkeiten auf der schulischen Ebene, die 
überschulischen Gremien der Mitbestimmung bleiben ausgeklammert. 

These 1: Das Partizipationsmodell der Schullpartnerschaft stellt für die Institution 
Schule ein ihren Strukturen fremdes Modell dar. 

Die Schule als Institution ist streng hierarchisch organisiert; Macht, Rechte, deren Wahrneh- 
mung und Durchsetzung hängen von der jeweiligen Position, die in dieser Hierarchie einge- 
nommen wird, ab. Als Beispiel sei erwähnt: In den gesetzlichen Regelungen zu den schul- 
partnerschaftlich zusammengesetzten Gremien ist vorgesehen, daß die Direktorin / der 
Direktor den Vorsitz innehat, also die Person, die in der Schulhierachie an höchster Stelle 
steht. Das bewirkt, daß das hierarchische Moment dominiert und Kommunikation auf 
gleicher Ebene verhindert wird. Eine mögliche Alternative wäre ein Wechsel der Vorsitzen- 
den nach einem Rotationsprinzip. 

These 2: Die SchülerInnenmitverwaltung ist ein innerschulischer Fremdkörper 
geblieben, der an den überkommenen Machtverhältnissen und Entschei- 
dungsstrukturen nichts verändert hat. 

SchülervertreterInnen auf der schulischen Ebene zeigen sich im Hinblick auf ihre Mit- 
bestimmungsmöglichkeiten mit Recht immer wieder ziemlich illusionslos. Aus Schülersicht 
ist etwa der Schulgemeinschaftsausschuß nicht besonders wichtig. Die in These 1 erwähnte 
Grundstruktur der Schule bewirkt, daß SchülervertreterInnen aufgrund ihres schulpolitischen 
Engagements oft auch negative Auswirkungen oder sogar Sanktionen von LehrerInnenseite 
zu befurchten haben, auch wenn diese in der Mehrzahl der Fälle nicht auftreten bzw. zum 
Tragen kommen. 

These 3: Auch die Elternmitverwaltung ist im wesentlichen eine innerschulische 
Marginalerscheinung geblieben. 

In den schulpartnerschaftlichen Gremien wird mehr das Umfeld der Schule abgehandelt 
(Schulveranstaltungen etc.). Aber für das, was wirklich zählt in der Schule, für pädagogische 
Fragen, sind die schulpartnerschaftlichen Gremien nicht zuständig. Diese Tatsache erklärt 
vermutlich, warum Klassen- und Schulforen sowie die Schulgemeinschaftsausschüsse von der 
Mehrzahl der SchülerInnen und Eltern, aber auch von vielen Lehrerinnen nicht wahrgenom- 
men werden. 








